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I

Mit der Kreismusikschule stellt der Westerwaldkreis seinen Burgerinnen und Burger seit 49
Jahren ein breit gefachertes und qualifiziertes Bildungsangebot im musikalischen Bereich zur
Verfugung. Die Kreismusikschule ermdglicht allen musikalisch interessierten Personen die
Teilhabe an kultureller Bildung und personlicher Entfaltung. Mit Verkntpfungen in Schulen,
Vereinen, Choren und Kindertagesstatten fordert der Westerwaldkreis Uber die Musikschule
zusatzlich die musikalische Ausbildung in den lokalen Musikvereinen. Auf diese Weise tragt
er auch zur Sicherung des Nachwuchses in den Vereinen bei.

Die Kosten der Kreismusikschule werden gemal Rechnungsergebnis 2023 gedeckt durch
Musikschulgebihren (38 %), den Zuschuss des Landesverbandes Deutscher Musikschulen
(8 %), die Spende der Sparkasse Westerwald-Sieg (25 %), sonstige Einnahmen (3 %) und
letztlich durch Eigenmittel des Kreises (26 %).

Bei Betrachtung der Kostenentwicklung der vergangenen zehn Jahre (Rechnungsergebnisse
2014 bis 2023, siehe Anlage 1) wird u. a. deutlich, dass der Kostenanteil des Kreises an den
ungedeckten Kosten Uber die Jahre gesehen mit zuletzt 26 % relativ konstant geblieben ist,
sich der Anteil der Schuldgeldeinnahmen an der Gesamtdeckung jedoch von 44 % kontinu-
ierlich auf zuletzt 38 % verringert hat. Die Hohe des Kreiszuschusses an den Gesamtkosten
konnte Uberwiegend durch die Erhéhung der Spendengelder der Sparkasse Westerwald-
Sieg ab 2019 von 200.000,00 € auf 250.000,00 € relativ gleichbleibend gehalten werden.

Die Musikschulgebuhren werden seit 2013 in unveranderter Hohe auf Grundlage der Sat-
zung des Westerwaldkreises Uber die Erhebung von Gebuhren der Musikschule des Wes-
terwaldkreises vom 25.06.2013 erhoben.



Aus Sicht der Verwaltung ist es aufgrund des langen Zeitraums der Gebuhrenstabilitat von
zehn Jahren, der Uberdurchschnittlich hohen Tarifabschlisse im 6ffentlichen Dienst der Tarif-
runde 2023/24, die sich ausschlaggebend erst ab dem Rechnungsergebnis 2024 widerspie-
geln werden und des permanenten Konsolidierungsdrucks auf die kommunalen Haushalte
geboten und vertretbar, die Musikschulgebuhren in angemessenen Umfang zu erhéhen. Es
ist insoweit zunachst - bis auf wenige Ausnahmen - im Durchschnitt eine Erhéhung zwischen
etwa 7 - 10 % vorgesehen. Die Gebuhren bewegen sich auch nach der vorgesehenen Erho-
hung im Vergleich zu den Gebihren umliegender Kreismusikschulen im unteren Bereich
bzw. noch immer darunter. Vor diesem Hintergrund soll verwaltungsseitig nach spatestens
funf Jahren eine nochmalige Prufung erfolgen, ob eine weitere Gebuhrenerh6hung erforder-
lich und angemessen ist.

Des Weiteren wurden vereinzelt Ermafigungstatbestande Uberarbeitet, um hier dem Grund-
gedanken der Kreismusikschule als 6ffentliche Einrichtung gerecht zu werden, allen musika-
lisch interessierten Personen, insbesondere Kindern, Teilhabe an kultureller Bildung und
personlicher Entfaltung zu erméglichen. Insoweit wurde bei der FamilienermafRligung eine
vereinfachte Struktur geschaffen.

Zudem gewahrt der Kreis Vereinsmitgliedern derzeit eine umfangreiche Ermafligung von
25 %. Dadurch unterstutzt der Kreis die Instrumentalausbildung im Verein. Dieses Angebot
wird von den Vereinen inzwischen intensiv genutzt (97 von 436 Schuler im Einzelunterricht).
Die Unterstiitzung soll grundsatzlich beibehalten werden, allerdings erscheint eine Senkung
der Vereinsermafigung auf 20 % im Vergleich zu den Regelungen der Musikschulen anderer
Landkreise (ErmaRigungen zwischen 10 und 15 %) als vertretbar.

Letztlich ist die GebUhrenstruktur der Gebuhrensatzung sehr starr und nicht mehr zeitgeman.
Mit der geplanten Anpassung der Geblhrensatzung kann auch das Unterrichtsangebot bes-
ser an die sich stetig andernden gesellschaftlichen Bedurfnisse angepasst und erweitert
werden.

Durch die moderate Anpassung der GebUhren werden - ausgehend von dem prognostizier-
ten Gebuhrenaufkommen 2024 - insgesamt Mehreinnahmen von jahrlich 36.000,00 € erwar-
tet. Die Verwaltung schlagt vor, die Gebuhren der Kreismusikschule, wie in der beigefugten
Tabelle (Anlage 2) und im Entwurf einer neuen Geblhrensatzung (Anlage 3) aufgezeigt, ab
dem 01.09.2025 zu erhéhen. Die Anderungen zur Gebiihrensatzung vom 25.06.2013 sind
der Synopse (Anlage 4, Anderungen in Synopse sind unterstrichen dargestellt) zu entneh-
men.

Il

Die Schulordnung bildet den rechtlichen Rahmen flir den Betrieb der Kreismusikschule. Sie
enthalt insbesondere Angaben zu den Unterrichtsangeboten und regelt aulerdem die
Rechtsbeziehungen zwischen Musikschule und Schiilerinnen und Schiilern. Die letzte Ande-
rung der Schulordnung datiert vom 25.06.2013. Die Schulordnung wurde an die zwischen-
zeitlich veranderten tatsachlichen und rechtlichen Verhaltnisse angepasst. Neben vielen re-
daktionellen Anpassungen, wurde im Bereich des Gruppenunterrichtes eine Erweiterung
geschaffen und der Unterricht fur Babys, Kleinkinder und Kinder umstrukturiert. Eine Begab-
tenférderung wurde eingefuhrt. Zudem wurde die Mdglichkeit geschaffen, Geschenkgut-
scheine anzubieten. Des Weiteren soll der Beginn eines Schuljahres zum 01.09. eines Jah-
res und der Beginn des Schulhalbjahres zum 01.02. eines Jahres geandert werden (bisher
umgekehrt). Die Anderungen sind der Synopse (Anlage 5, Anderungen in Synopse sind un-



terstrichen dargestellt) zu entnehmen. Der Entwurf einer Endfassung ist als Anlage 6 beige-
fugt.

M.

Das Unterrichtsangebot der Kreismusikschule erstreckt sich seit mehreren Jahren auf Orte
im suddlichen Teil des Westerwaldkreises in den Verbandsgemeinden Montabaur, Hohr-
Grenzhausen und Ransbach-Baumbach. In der Mitte und im nérdlichen Teil des Kreises ist
die Kreismusikschule bisher weniger prasent. Die Musikschulleitung plant daher das Unter-
richtsangebot in diesen Teilen des Westerwaldkreises zu erweitern.

Hierzu bedarf es zusatzlicher Lehrkrafte. Die Musikschulleitung geht davon aus, dass sich
die Nachfrage als auch das Angebot nicht sprunghaft erhéhen, sondern sich eher langsam
entwickeln werden. Beispielsweise missen auch organisatorische Hindernisse, wie die Be-
reitstellung von Unterrichtsrdumen in den Schulen geklart werden.

Der Erweiterung des Unterrichtsangebots in der Flache steht derzeit der Beschluss des
Kreistags vom 29.06.2007 entgegen. Darin wurde die Zahl der Unterrichtsstunden auf 506
Jahreswochenstunden begrenzt. Die Begrenzung der Jahreswochenstunden entspricht etwa
16,8 Vollzeitstellen im Stellenplan des Westerwaldkreises (einschl. Stelle der Musikschullei-
tung). Derzeit wird das Stellenkontingent fast vollstandig ausgeschopft. Mit der Begrenzung
der Jahreswochenstunden sollte die Kostenentwicklung der Kreismusikschule kontrollierter
gemacht werden. In der Praxis schrankt die Begrenzung auf eine Jahreswochenstundenzahl
jedoch die Flexibilitat und den Handlungsrahmen wesentlich ein. Beispielsweise mussen
interessierte Personen auf Wartelisten gesetzt oder ganz abgewiesen werden, weil Lehrkraf-
te nicht eingestellt werden kénnen. Aus Sicht der Verwaltung ist tber den jahrlich mit dem
Haushaltsplan zu beschlieRenden Stellenplan eine Kontroll- bzw. Steuerungsmdglichkeit
gegeben.

Zudem wird ein Personalmehrbedarf vor dem folgenden Hintergrund erwartet:

Mit dem Ganztagsférderungsgesetz (GaF6G), das ab dem Schuljahr 2026/2027 umgesetzt
werden soll, wird ein Rechtsanspruch auf ganztagige Férderung flr Kinder im Grundschulal-
ter geschaffen. Der Landkreis ist fir die Umsetzung des Ganztagsférderungsgesetzes zu-
stéandig. Um den Anspruch erfillen zu kénnen, wird der Kreis neben der bereits in Rede ste-
henden Zusammenarbeit mit den Verbandsgemeinden und dem bereits bestehenden Perso-
nal und Schulsozialarbeitern, wahrscheinlich auch auf Kréafte der Kreismusikschule und der
Volkshochschule zurtickgreifen mussen. Auch vor diesem Hintergrund bedarf es Kapazitaten
beim Musikschulpersonal. Soweit eine Einbindung von Musikschullehrkraften in diesem Be-
reich erfolgt, soll der Kreisausschuss entsprechend unterrichtet werden.

Beschlussvorschlag:

1. Der Kreistag beschlief3t die Neufassung der GeblUhrensatzung und Schulordnung der
Kreismusikschule.

2. Der Kreistag beschlie3t die Aufhebung der Begrenzung der Zahl der Jahreswochen-
stunden der Kreismusikschule.



	Typ
	Datum
	Beratungsfolge
	Sachverhalt
	Beschlußvorschlag

